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ÎDîe im latire 1935

VON E. FLÜK1GER

Ein politisch außerordentlich bewegtes Jahr nähert sich

seinem Ende. Nicht weniger als fünfmal ist das Schweizer-
volk innerhalb dieser Zeitspanne an die Urne gerufen worden,

um sein Urteil über wichtige Fragen der eidgenössischen
Politik abzugeben. Mit einer Ausnahme haben diese

Abstimmungen zu befriedigenden Ergebnissen geführt unci
das Ansehen der schweizerischen Demokratie gegen außen
gestärkt. Immerhin muß gewünscht werden, daß eine
derartige Häufung von Belastungsproben der staatsbürgerlichen

Zuverlässigkeit desVolkes inskünftig vermieden wird.

Die erste Abstimmung bezog sich auf eine Abänderung
der Militärorganisation, die c or allem den Zweck verfolgte,
die Ausbildungszeit der Rekruten zu verlängern und damit
unsere Armee den modernen Bedürfnissen anzupassen.
Diese Wehrvorlage wurde am 24. Februar trotz
heftigster Opposition der Kommunisten und der extremen
Sozialdemokratie mit 507 439 Ja gegen 429 520 Nein
angenommen. Es machten sich dabei auch in bürgerlichen
Kreisen, besonders in agrikolen Gegenden und in einzelnen
konservativen Kantonen, auffallend starke Widerstände
geltend; anderseits traten zahlreiche gemäßigte Sozialisten
und Gewerkschafter für das Gesetz ein. Wenn auch die
Mehrheit keine überwältigende war, so durfte das
Abstimmungsergebnis, das angesichts der im Laufe des Jahres
immer gefährlicher werdenden internationalen Spannung
in einem späteren Zeitpunkte wohl noch eindeutiger
ausgefallen wäre, als ein klares Bekenntnis zur Armee
gedeutet werden. Die vom Volke geforderten Opfer
beschränkten sich übrigens auf das absolut Notwendige, dessen

Verweigerung vom Standpunkt einer wirksamen
Landesverteidigungaus sdilechthin Li ri vcran two rtl idi gewesen wäre.

- Ein bedauerliches Sdiidksal wurde am 5. Mai dem
Verkehrs t eil u n g s ge s e t z zuteil. Diese Vorlage, die mit
der überraschend großen Majorität von 487 169 Nein gegen
nur 232 954 Ja vom Volk abgelehnt wurde, war ein
gutgemeinter Versuch, die wilde Konkurrenz zwischen Bahn
undAuto vernünftig zu regeln; sie beruhte zudem auf einer
Verständigung zwischen den offiziellen Instanzen der
beidseitigen Interessentengruppen. Trotzdem gelang es einem
vorwiegend von unzufriedenen Motorlastwagen-Besitzern
unterstützten Aktionskomitee, durch eine zügellose
Schlagwortkampagne das Gesetz zu Fall zu bringen. Das war
besonders deswegen zu bedauern, weil die geplante
Verkehrsregelung als Voraussetzung für clie immer mehr als

gebieterische Notwendigkeit sich aufdrängende finanzielle

Sanierung d erBundesbahnen gedacht war.
Der negative Volksentsdieid hat die Lösung dieses
Problems nidctunwesentlidi verzögert; diese unliebsame Folge
dürfte kaum den Intentionen aller Neinsager entsprochen
haben. Nach wie vor drängt die Rivalität von Schiene und
Straße nadi einem zweckmäßigen und gerechten Ausgleich.
Nurvier Wochen nach derVerwerfung desVerkehrsteilungs-
gesetzes erfolgte ein neues Abstimmungsaufgebot des

Schweizervolkes, das am 2. Juni zur Krisen-Initiative

Stellung zu nehmen hatte. Der Kampf um dieses von einer
Rekordzahl von Unterschriften gestellten Volksbegehrens,
das ursprünglich als eine Demonstration wirtschaftlicher
Verbände gegen die Abbaupolitik lanciert worden war,
dann aber unter Führung der Sozialdemokratie immer mehr
zu einer großangelegten politischen Offensive der Linken
sich auswuchs, war vielleicht der heftigste des ganzen Jahres
und drohte das Volk in zwei unversöhnliche Lager aus-
einanderzureißen. Eine überaus gefährliche Begleitersdiei-
nung dieser Kampagne waren die von gewissenlosen
Spekulanten glücklicherweise erfolglos versuchten Angriffe auf
den Schweizer Franken. Die freisinnig-demokratische Partei
hatte sich bei der Behandlung der Initiative in den Räten
redlich Mühe gegeben, durch Ausarbeitung eines tragbaren
Gegenvorschlages den leidenschaftlichen Kampf um die
Initiative auszuschalten oder wenigstens erheblich zu mildern;
die Nationalräte Schirmer und Dr. Saxer machten dabei
positive Vorschläge, die jedoch weder bei den Initianten
noch bei den rechtsstehenden Gruppen Anklang fanden.
So mußte der Kampf, dessen Ausgang anfänglich sehr
unsicher schien, mit aller Schärfe entbrennen. Die Chancen
der Anhänger des Volksbegehrens verschlechterten sidr
immer mehr, nicht zuletzt wegen der machtpolitischen
Spekulationen, welche die äußerste Linke mit einem allfälligen
Siege verband. Am 2. Juni zerstörte das Volk diese
Aspirationen, indem es mit 567 425 Nein gegen 425 242 Ja die
Krisen-Initiative verwarf. Das Abstimmungsergebnis
enthielt freilich auch die Erwartung, daß die Behörden von
sidi aus alle tauglichen Mittel anwenden werden, um die
Folgen der Krise zu mildern.
Ein Vierteljahr später wurde eine weitere der zahlreichen
hängigen Initiativen erledigt. Diesmal galt es, einen Vorstoß

von redits abzuwehren, indem die frontistisch-jungkonservative

Initiative auf Totalrevision der
Bundesverfassung unzweifelhaft dahin tendierte, die
freiheitlich-demokratischen Grundlagen unseres Staatswesens durch
reaktionäre Prinzipien zu ersetzen. Die Jungliberalen, die
in ganz anderer Absicht für den Revisionsgedanken
eintraten, hatten leider mit ihrer eigenen Aktion keinen
Erfolg gehabt; um cles Grundsatzes willen empfahlen sie trotzdem

die Initiative zur Annahme, während das Gros der
freisinnig-demokratischen Partei und die geschlossene
Sozialdemokratie energisch gegen die durchsichtigen Pläne der
von der konservativen Partei unterstützten Initianten
auftraten. Das katholisch-konservative Revisionsprogramm
war geeignet, die Ziele einer von dieser Seite propagierten
Totalrevision zu enthüllen. Am 8. September fielen
die Würfel über die Initiative, die vom Volke mit
ungeahnter Wucht zurückgewiesen wurde; über 500 000 Nein
standen ca. 200 000 Ja gegenüber. Dieses erfreulich klare
Resultat durfte füglich als eine Kundgebuug der großen
Volksmehrheit für die fundamentalen Prinzipien der
geltenden Bundesverfassung gedeutet werden. Damit ist nicht
gesagt, daß das Postulat der Totalrevision, für das ja
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Kolgen cler Krise zu mildern.
Kin V iertsljabr später wurde eine weitere der zablreicben
bängigen Initiativen erledigt. Diesmal galt es, einen Vor-
stob von redits abzuwebren, indem die frontistiscb-jungKon-
servative Initiative auf Kotairevision der Kuncles-
Verfassung unzweikelbaff dabin tendierte, clie freibeit-
licb-deinoKratiscben (Grundlagen unseres 8taatswesensclurdi
reaKtionäre Krinzipien zu ersetzen. Die lungliberalsn, clie

in ganz anderer Wbsicbt für den IlevisionsgeclanKen ein-
traten, batten leider mit ibrer eigenen WKtion Keinen Kr-
folg gebabt; uin des Orundsatzes willen empfablen sie trotz-
dem die Initiative zur Wnnabme, wäbrend das Oros der frei-
sinnig-demoKratiscben Kartei und die gescblosssne 8ozial-
clemoKratie snergisdr gegen die clurcbsidttigen Klane cler

van der Konservativen Kartei unterstützten lnitianten auf-
traten. Das Katboliscb-Kanservative Kevisionsprogramm
war geeignet, die ?lele einer von dieser 8eite propagierten
loialrevision zu entbüllen. Wur 8. 8eptember freien
die Würfel über die Initiative, clie vom VolKe mit unge-
abnter VVudrt zurücKgewiesen wurde; über 599 999 Kein
standen ca. 299 999 la gegenüber. Dieses erlreulicb Klare
Kesultat dürfte lüglicb als eine Kundgebung cler groffen
VolKsmebrbeit für die fulidamentalen Krinzipisn der gel-
tenclen Kundesverfassung gedeutet werden. Damit ist nicbt
gesagt, claff clas Kostulat der Kotalrevision, für das ja
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gewichtige sachliche Gründeins Feld geführt werden können,
für alle Zeit begraben ist; aber bei seinerVerwirklichung darf
nicht an den Eckpfeilern unserer freiheitlichen Demokratie
gerüttelt werden. Der wertvolle jungliberale Verfassungsentwurf

bildet die Basis, aufder Bundesrat und Parlament im
geeigneten Zeitpunkt die Reform in die Wege leiten können.

Die Abstimmung über die Totalrevisionsinitiative wurde
vom Bundesrat aus praktischen Gründen noch vor der
Neubestellung des Nationalrates angesetzt, weil
bei einer allfälligen Annahme des Volksbegehrens im
nächsten Frühjahr sofort wieder ein neues Parlament hätte
gewählt werden müssen. Nach der Verwerfung der Initiative
konnten am letzten Oktobersonntag die normalen Wahlen
des Nationalrates und teilweise auch des Ständerates

vorgenommen werden. Der Wahlkampf war besonders im
letzten Stadium sehr heftig, da die Sozialdemokratie auf
große Gewinne hoffte und gewaltige Geldmittel für die
Propaganda opferte. Die Berechnungen der äußersten
Linken gingen fehl, indem der Wahlausgang keine wesentliche

Verschiebung im Stärkeverhältnis der großen,
politischen Parteien ergab. Die sozialdemokratische Fraktion
wird allerdings mit 50 Mandaten zukünftig die relativ
stäi'kste Fraktion im Nationalrate sein; sie errang aber
diese Position nicht durch Mandatgewinne, sondern durch
einzelne Verluste der von 52 auf 48 Abgeordnete
zurückgegangenen radikalen Gruppe, die der ebenfalls auf bür-
gerlidrem Boden stehenden neuen Gruppe Duttweilers
zu gute kamen. Der überraschende Erfolg dieses
Geschäftsmannes, speziell in Zürich, hat den diesjährigen
Nationalratswahlen das charakteristisdie Gepräge verliehen.

Vorauszusehen war dagegen eine gewisse Schwächung der
Bürger-, Bauern- und Gewerbefraktion zugunsten der
Jungbauerngruppe, die aber trotzdem nidit ganz auf ihre
Rechnung kam.

Die katholisch-konservative Fraktion bleibt mit 42
Mandaten (bisher 44) die drittstärkste im Nationalrate,
während sie dank ihrer Ubervertretung im Ständerate
nunmehr in der ganzen Bundesversammlung fast gleich
stark geworden ist wie die radikale Gruppe. Unerwartet
und besonders schmerzlich war für sie der Verlust des
sechsten Mandates im Kanton St. Gallen, wo audi die
Sozialdemokraten einen ihrer drei Sitze einbüßten, während
der Freisinn trotz den Splittergruppen seine bisherige
Vierervertretung halten konnte. Das wurde allgemein als
ein großerErfolgderst. gallischen freisinnig-demokratischen
Partei anerkannt.
Von den Ständeratswählen seien hier nur die beiden
interessantesten Resultate erwähnt. In Appenzell A. Rh.
gelang es der fortschrittlichen Bürgerpartei, mit allerdings
nur kleiner Mehrheit, den Freigeldapostel Dr. FI. K. Son-
cleregger zu besiegenunddurchLandammann Adeermann zu
ersetzen. In Baselstadt dagegen vermochte der
sozialdemokratische Kandidat, Regierungsrat Wenk, den bisherigen

freisinnigen Ständerart Dr. Thalmann zu verdrängen.
Das Jahr 1935 brachte ferner einen bedeutsamen Wechsel
im Bundesrat, da der Chef des eidgenössisdien Volkswirt-
schaftsdepartementes, Bundesrat Edmund Schultheß,
seinen Rücktritt erklärte. Mit ihm schied eine vielumstrittene
Persönlichkeit, aber ohne Zweifel ein Staatsmann von
Format, der während seiner 23jährigen Zugehörigkeit zur

Neu- und Umbauten, Expertisen, Einfamilienhäuser zu festem Preis übernehmen
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Landesregierung unter schwierigsten Verhältnissen Großes

geleistet und den Dank des Vaterlandes verdient hat. Als
Nadrfolger des Demissionärs wählte die Vereinigte
Bundesversammlung den früheren freisinnigen Nationalrat
Hermann O b r e c h t von Solothurn, einen in der praktischen
Volkswirtschaft erfahrenen Mann, auf dessen Energie und
Weitblick große Hoffnungen gesetzt werden. Die Nöte der
schweizerischen Wirtschaft und die immer bedenklicher
werdende Finanzlage der Eidgenossenschaft stellen den Bundesrat

vor schwierigste Probleme, eieren Lösung ein Höchstmaß

von Willen und Tatkraft erfordert, aber audi weitgehend
von der nationalen Solidarität des Volkes abhängig ist.

Alle inneren Schwierigkeiten traten indessen zeitweilig
zurück hinter der großen Sorge um die Erhaltung des

europäischen Friedens, die auch für unser neutrales Land eine
Lebensfrage ist. Es gelang dem Völkerbund trotz allen
Anstrengungen nicht, den Krieg zwischen Italien und
Abessini en zu verhindern; er mußte sich darauf
beschränken, den Konflikt zu lokalisieren und durch Anwendung

der Satzungen sein Prestige so gut als möglich zu
retten. Italien wurde als schuldig am Ausbruch des Krieges
erklärt, wodurch die Sanktionenfrage aufgerollt
und auch die Schweiz zu einer Stellungnahme gezwungen
wurde. Der Bundesrat bekannte sich zu einer Synthese
von Pakttreue und Neutralität, die wohl der besonderen
Situation unseres Landes am ehesten gerecht wird. In diesem
Sinne vertraten Bundesrat Motta unci Minister Studki in
Genf den schweizerischen Standpunkt, der in der
bundesrätlichen Antwort an das Völkerbundssekretariat noch
präzisiert wurde.

Ein ernster Konflikt mit Deutschland, dessen wirtschaftspolitische

Flaltung gegenüber der Schweiz auch vielfach zu
wünschen übrig ließ, entstand durch die gewaltsame
Entführung des deutschen Emigranten Jacob auf Schweizer-
boden. Nadr diplomatischen Verhandlungen willigte die
deutsdie Regierung in eine schiedsgerichtliche Behandlung
des Falles ein, die jedoch durch die Rückgabe des Entführten
gegenstandslos wurde. Die Erledigung dieser Angelegenheit

bedeutete einen schönen Erfolg des Rechts. Der Fall
Jacob war aber auch eine eindringliche Mahnung an die
schweizerischen Behörden, dem Spitzelunwesen und der
nationalsozialistischen Propaganda vermehrte
Aufmerksamkeit zu schenken. Die Berner Regierung ver-
anlaßte einen aktiv für den Nationalsozialismus arbeitenden

Universitätsprofessor cleutscherAbstammung zum Rücktritt,

und audi der Bundesrat stellte schärfere Richtlinien
gegenüber der politischen Betätigung von Ausländern auf;
dodi konnte er sich mangels genügender Beweise noch nicht
entschließen, die von verschiedenen Seiten geforderte
Ausweisung cles nationalsozialistisdien Führers Gustloff zu
besdrließen.

Im Tessin konnte endlich dem landesverräterischen Treiben
des Adula-Kreises durch mehrere Verhaftungen ein
Ende gesetzt werden. Die Einmütigkeit, mit der das Tessiner
Volk das Einschreiten gegen diese dunkeln Existenzen
begrüßte, war ein neuer Beweis für die gutschweizerische
Gesinnung cler Eidgenossen italienischer Zunge, die mit uns
einig sind in cler Bereitsdiaft, die freiheitliche und demo-
kratisdre Tradition des Landes gegen alle ausländischen
Einflüsse zu verteidigen.

l tuetwaxcu
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Kanclesregierung unter sckwierigsten Vsrlcältnissen (lrobes
geleistet und clen OanK cles Vaterlandes verdient bat. tVls

Kadclolger des Oemissionärs cvälclte die V ersinigte bnndes-
Versammlung clen frülicreu freisinnigen Klationalrat l c; r -
m a n n t) Ii r e < li t von 8alotlcurn, einen in der praKtisdcen
VolKswirtsckalì erfabrenen Vlann, auf dessen Knergie und
>VeitblicK grobe ldollicungen gesetzt » erden. Oie Köte cler

sckwei?eriscksn >V irtsckafì nncl clie innner bedenKIiclcer » er-
clencle Kinsn?lags cler Kidgenosseicsckakl stellen clenbundes-

,->I vor sckwierigste l'rolileme. deren I.ösnng ein Klücksticcak

von ^Villen nncl VatKralì erfordert, aber andc weitgekencl
von cler nationalen Solidarität des VolKes ablcängig ist.

VIle inneren 8ckwierigKeiteu traten indessen xeil v ellig ?u-
rück lcinter cler grollen 8arge nin die Krlcaltuug cles euro-
päiscken Friedens, die auck für unser neutrales l .ancl eine
Lebensfrage ist. Ks gelang dein VvlKerbuucl trot? allen
Anstrengungen nickt, den Krieg ?wiscken Italien nncl
ckbessinien ?n verlcinclern; er muöts sicli darauf bs-
sckränKen, clen KonlliKt ?n laKalisieren nncl durck Vuwcac-

clnng der 8at?ungen sein Krcstigs so gnt als mögliclc?n
retten. Italien » circle, als sclcnldig ain ,VusI>rnck des Krieges
srKIärt, woclurck die 8anKtionenfrage aufgerollt
und auck die 8clcwei? />> einer 8te»ungnalcme gezwungen
wurde. Oer bunclesrat beKannte sick ?n einer 8vinlie.se.

von KaKttreue und Neutralität, die wolcl cler besonderen
8il nation unseres l .ancles ain ebesten gereckt wird. In diesem
8inne vertraten Bundesrat Notta und ìVlinistsr 8tncki in
(an,s clen sckwei?eriscken 8tanclpunKt, der in der bnndes-
rätlicken Antwort an das VölKerbundsseKretariat nodc prä-
visiert wu rcle.

Kin ernster KonlliKt mit Osutsdclancl, dessen wirtsckalls-
politiscks blaltnng gegenüber der 8dcwei? andc viel lack ?n
wünscken übrig lieb, entstand dnrck die gewaltsame Knt-
fübrnng des cleutscken Kmigranten .lacolc anf 8ckwei?sr-
boclen. Vadc diplomatiscken V erbancllungen willigte die
clentsdce Ilegierung in eine sckieclsgericktlicke bebancllung
des l alles ein, die jeclock durclc die bückgabe des Kntfübrten
gegenstandslos wurde. Oie Krlecligung dieser Vngelegen-
beit beclentets einen sckönen Krfolg des Ileckts. Oer Kali
lacob war aber andc eine eindringlicke lVlabnung an die
sckwei?eriscken belcörclen, dem 8pit?elunweseu nncl cler

nationalsoxialistisclcen Kro pagan da vsrinelcrte
^VulmerKsamKeit ?n sckenKen. Oie berner lìegierung ver-
an la file einen aKtiv für den Nationalsozialismus arbeiten-
clen Kniversitätsprofessorcleutscker/Vbstamncung^uncllück-
tritt, und andc der bunclesrat stellte sckärfere Ilicktlinien
gegenüber der politiscken betätigung von Vnslänclec n auf;
dodc Konnte er sick mangels genügender beweise nvck nidct
entscklieben, die von versckieclenen 8eiten geforderte às-
Weisung des natjonalso?ialistiscken Kübrers (insiloil ?n
besdclieben.

Im ckessin Konnte endlick dem landesverräteriscken l reiben
des /Vdnla-Krsises clurdc mslcrers Verlcaftnngen ein
Kncle gesetzt werden. Oie KinmütigKeit, mit cler das l essiner
VolK das Kinsckreiten gegen diese dnnKeln Kxisten?en be-
grüble, war ein neuer beweis für die gutsckwei?eriscke (le-
sinnung der Kidgenossen italienisdcer Zunge, die mit uns
einig sind in der bereitsckalì, die lreibeitlicke und clemo-
Kratisdce ckraclition des Kancles gegen alle ausländiscken
Kinllüsse ?u verteidigen.
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Aus dem Festspiel „Der neue Bund"
Photo A. Klee. St. Gallen

Vierfarbendruck der Buchdruckerei Zoliikofer & Co., St. Gallen

/Vus clein Testspiel „Der neue öuncl"
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